
 

  

S 13 KR 48/03

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Nordrhein-Westfalen
Sozialgericht Sozialgericht Aachen
Sachgebiet Krankenversicherung
Abteilung 13
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 13 KR 48/03
Datum 25.05.2004

2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

3. Instanz

Datum -

Der Bescheid der Beklagten vom 16.07.2003 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 24.10.2003 sowie der RÃ¼cknahme- und
Erstattungsbescheid vom 15.04.2003 werden aufgehoben, soweit die Beklagte die
Aufhebung der Entscheidung Ã¼ber die Bewilligung von Krankengeld nicht nur auf
die Tage 30.08., 03.09., 12.09., 27.09., 01.10., 31.10., 08.11., 18.11., 26.11.,
30.12.2002, 03.01., 30.01., 07.02., 11.02. und 21.02.2003 beschrÃ¤nkt und die
Erstattung von mehr als 166,04 EUR verlangt hat. Im Ã�brigen wird die Klage
abgewiesen. Die auÃ�ergerichtlichen Kosten des KlÃ¤gers trÃ¤gt die Beklagte.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die Aufhebung der Entscheidung Ã¼ber die
Bewilligung von Krankengeld ab 30.08.2002, die RÃ¼ckforderung des fÃ¼r die Zeit
vom 30.08.2002 bis 11.03.2003 gezahlten (Netto-)Krankengeldes in HÃ¶he von
7934,02 EUR und die Zahlung des (Netto-)Krankengeldes fÃ¼r die Zeit vom 12.03.
bis 22.03.2003 in HÃ¶he von 453,86 EUR.

Der 1955 geborene KlÃ¤ger war â�� mit Unterbrechungen â�� seit 1983 als
Busfahrer beschÃ¤ftigt, zuletzt in einem festen AnstellungsverhÃ¤ltnis vom
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01.08.1997 bis 30.09.2002 bei der Regionalverkehr L GmbH im Linienverkehr. Ab
10.04.2002 war der KlÃ¤ger wegen chronischer therapieresistenter
RÃ¼ckenschmerzen bei degenerativem WirbelsÃ¤ulen-Syndrom laufend
arbeitsunfÃ¤hig krank. Der behandelnde OrthopÃ¤de N bescheinigte die
ArbeitsunfÃ¤higkeit zumindest bis zum 24.03.2003; sie wurde vom Medizinischen
Dienst der Krankenversicherung (MDK) mehrfach bestÃ¤tigt. Eine
arbeitsmedizinische Untersuchung des KlÃ¤gers am 04.04.2002 durch I fÃ¼hrte zu
dessen Beurteilung, dass der KlÃ¤ger aufgrund seines RÃ¼ckenleidens fÃ¼r eine
TÃ¤tigkeit als Kraftomnibusfahrer auf kurz oder lang nicht mehr geeignet sein
werde.

Am 29.04.2002 beantragte der KlÃ¤ger Erwerbsminderungsrente bei der LVA
Rheinprovinz. Nachdem diese zunÃ¤chst abgelehnt worden war, bewilligte die LVA
Rheinprovinz durch Bescheid vom 22.03.2002 Rente wegen teilweiser
Erwerbsminderung bei BerufsunfÃ¤higkeit auf Zeit, ausgehend von einem Eintritt
der BerufsunfÃ¤higkeit am 11.04.2002. Die Rente ist derzeit befristet bis
30.04.2005 (Bescheid vom 22.01.2004). Grundlage dieser Rentenbewilligung waren
ein Gutachten der Sozialmedizinerin S vom 31.07.2002, eine Stellungnahme des
Ã�rztlichen Dienstes (C) vom 12.02.2002 sowie Befundberichte des den KlÃ¤ger
behandelnden Neurologen und Psychiaters X vom 06.12.2002 und 12.12.2003.

Der KlÃ¤ger bezog von der Beklagten Krankengeld ab 11.04.2002. Dieses betrug
kalendertÃ¤glich in 2002 netto 41,36 EUR, in 2003 netto 41,26 EUR.

Kurz vor ErschÃ¶pfen der HÃ¶chstanspruchsdauer (Aussteuerung mit Ablauf des
22.03.2003) erfuhr die Beklagte, dass der KlÃ¤ger wÃ¤hrend des
ArbeitsunfÃ¤higkeitszeitraums eine geringfÃ¼gige BeschÃ¤ftigung bei dem
Omnibusunternehmen X1 als Busfahrer ausgeÃ¼bt hatte. Bei dieser Firma war der
KlÃ¤ger schon frÃ¼her ca. zwei Jahre lang als Busfahrer in Vollzeit beschÃ¤ftigt
gewesen. Die Beklagte stellte daraufhin die Krankengeldzahlungen mit Ablauf des
11.03.2003 ein. Auf Anfrage der Beklagten teilte die Fa. X1 am 02.04.2003 mit, dass
der KlÃ¤ger in ihrem Betrieb an 15 Tagen eingesetzt gewesen sei, und zwar am
30.08., 03.09., 12.09., 27.09., 01.10., 31.10., 08.11., 18.11., 26.11., 30.12.2002,
03.01., 30.01., 07.02., 11.02., 21.02.2003, und dass er pro Einsatztag 61,36 EUR
ausbezahlt bekommen habe. Des Weiteren Ã¼berreichte die Fa. X1 EDV-
gestÃ¼tzte Aushilfslohnabrechnungen fÃ¼r die Monate August 2002 bis Januar
2003 Ã¼ber jeweils 325,- EUR brutto.

Nach AnhÃ¶rung des KlÃ¤gers nahm die Beklagte durch Bescheid vom 15.04.2003
die Entscheidung Ã¼ber die Bewilligung von Krankengeld ab 30.08.2002 â��
gestÃ¼tzt auf Â§ 45 SGB X â�� zurÃ¼ck. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte sie aus, durch
die Aufnahme der neuen TÃ¤tigkeit ab 30.08.2002 "mÃ¼ssen wir davon ausgehen",
dass die ArbeitsunfÃ¤higkeit mit dem 29.08.2002 beendet gewesen sei; das
Krankengeld habe der KlÃ¤ger zu Unrecht erhalten, da er die Rechtswidrigkeit der
Zahlung habe kennen mÃ¼ssen. Die Beklagte forderte die Erstattung des in der
Zeit vom 30.08.2002 bis 11.03.2003 gezahlten Krankengeldes in HÃ¶he von
7934,02 EUR.
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Als die Beklagte mit Schreiben vom 14.05.2003 an die Zahlung erinnerte, erwiderte
der KlÃ¤ger unter dem 07.06.2003, er sei in einen finanziellen EngpaÃ� geraten; er
habe in sieben Monate nur 15 Tage gearbeitet und netto insgesamt 920,40 EUR
bekommen; er warte auf das Restkrankengeld fÃ¼r die Zeit vom 12. bis
23.03.2003.

Auf den Hinweis der Beklagten, dass der Bescheid vom 15.04.2003 bindend
geworden sei, beantragte der KlÃ¤ger am 03.07.2003 gemÃ¤Ã� Â§ 44 SGB X die
Ã�berprÃ¼fung des Bescheides vom 15.04.2003. Die Beklagte lehnte den
Ã�berprÃ¼fungsantrag durch Bescheid vom 16.07.2003 ab und wies den dagegen
am 08.08.2003 eingelegten Widerspruch durch Widerspruchsbescheid vom
24.10.2003 zurÃ¼ck mit der BegrÃ¼ndung, es seien keine Anhaltspunkte dafÃ¼r
ersichtlich, dass die Entscheidung vom 15.04.2003 rechtswidrig sein kÃ¶nnte.

Dagegen hat der KlÃ¤ger am 21.11.2003 Klage erhoben. Er weist zunÃ¤chst darauf
hin, der Ã�berzeugung gewesen zu sein, gegen den Bescheid vom 15.04.2003
fristgerecht Widerspruch eingelegt zu haben. Bei der Fa. X1 habe er in keinem
durchgehendem ArbeitsverhÃ¤ltnis gestanden; er sei maximal drei Tage pro Monat,
nÃ¤mlich nur von Fall zu Fall und bei Bedarf, Bus gefahren; Lohnabrechnungen
seien nicht erteilt worden. Der KlÃ¤ger meint, der geringe Umfang der TÃ¤tigkeit
lasse nicht den Schluss zu, dass die ArbeitsunfÃ¤higkeit mit dem 29.08.2002
beendet gewesen sei; durch tageweise Arbeit sei nicht der Anschein gesetzt
worden, er sei arbeitsfÃ¤hig; es kÃ¶nne nicht unterstellt werden, er sei in der Lage
gewesen durchgehend eine VollzeittÃ¤tigkeit auszuÃ¼ben.

Der KlÃ¤ger beantragt,

den Bescheid der Beklagten vom 16.07.2003 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 24.10.2003 und den RÃ¼cknahme- und
Erstattungsbescheid vom 15.04.2003 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen,
ihm Krankengeld auch fÃ¼r die Zeit vom 11.03. bis 22.03.2003 zu zahlen.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Sie folgert aus dem Umstand, dass der KlÃ¤ger ab dem 30.08.2002, wenn auch nur
geringfÃ¼gig, eine BerufsfahrertÃ¤tigkeit ausgeÃ¼bt hat, dass seine
ArbeitsunfÃ¤higkeit als Berufsfahrer spÃ¤testens mit dem 29.08.2002 geendet hat.
Eine Teil-ArbeitsunfÃ¤higkeit gebe es nicht. DafÃ¼r spreche auch, dass der KlÃ¤ger
trotz der von ihm bei der MDK-Untersuchung am 29.04.2002 geschilderten
Beschwerden Ã¼ber starke RÃ¼ckenschmerzen mit Ausstrahlung in beide Beine,
vor allem bei jeglicher Bewegung der LendenwirbelsÃ¤ule, in der Lage gewesen sei,
die BerufsfahrertÃ¤tigkeit wieder auszuÃ¼ben. Eine geringfÃ¼gige
BerufsfahrertÃ¤tigkeit, die auf Kosten der Gesundheit erfolge, kÃ¶nne nicht
kontinuierlich Ã¼ber neun Monate ausgeÃ¼bt werden.

Das Gericht Ã¼ber die Daten sowie Art und Umfang der TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers bei
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der Fa. X1 und Ã¼ber den daraus bezogenen Lohn Beweis erhoben durch
Vernehmung des Zeugen X2. Wegen des Ergebnisses der Beweisaufnahme wird auf
die Anlage zur Sitzungsniederschrift vom 25.05.2004 verwiesen.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt
der zwischen den Beteiligten gewechselten SchriftsÃ¤tze und den sonstigen Inhalt
der Gerichtsakte, der beigezogenen Ã¼ber den KlÃ¤ger gefÃ¼hrten Rentenakten
der LVA Rheinprovinz ( 2 Bde.) sowie der den KlÃ¤ger betreffenden
Verwaltungsakte der Beklagten, die Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung
gewesen sind, Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Klage ist zulÃ¤ssig und zum Ã¼berwiegenden Teil auch begrÃ¼ndet.

Aufgrund der dem Gericht bekannt gewordenen UmstÃ¤nde Ã¼ber die TÃ¤tigkeit
des KlÃ¤gers bei der Fa. X1 und nach dem Ergebnis der Befragung des Zeugen X2
in der mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 25.05.2004 steht zur Ã�berzeugung der
Kammer fest, dass die Beklagte bei Erlass des Verwaltungsaktes das Recht unrichtig
angewandt hat. Sie hat deshalb zu Unrecht die Ã�berprÃ¼fung des RÃ¼cknahme-
und Erstattungsbescheides vom 15.04.2003 durch Bescheid vom 16.07.2003 und
Widerspruchsbescheid vom 24.10.2003 abgelehnt. Unrichtig ist der Bescheid vom
15.04.2003 schon insoweit, als die Beklagte ihre RÃ¼cknahmeentscheidung auf Â§
45 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB X) gestÃ¼tzt hat. Denn die
Krankengeldbewilligungsentscheidung war nicht schon zum Zeitpunkt ihres Erlasses
rechtswidrig, sondern ist dies erst nachtrÃ¤glich und zeitweilig geworden.
Rechtswidrig ist der Bescheid vom 15.04.2003 aber auch insoweit, als die Beklagte
die Aufhebung der Krankengeldbewilligungsentscheidung nicht nur auf 15 Tage
beschrÃ¤nkt und die Erstattung von mehr als 166,04 EUR verlangt hat. Denn nur in
diesem Umfang waren die Voraussetzungen nach Â§Â§ 48 Abs. 1, 50 Abs. 1 SGB X
erfÃ¼llt.

GemÃ¤Ã� Â§ 48 Abs. 1 SGB X ist, soweit in den tatsÃ¤chlichen oder rechtlichen
VerhÃ¤ltnissen, die beim Erlass eines Verwaltungsaktes mit Dauerwirkung
vorgelegen haben, eine wesentliche Ã�nderung eintritt, der Verwaltungsakt mit
Wirkung fÃ¼r die Zukunft aufzuheben (Satz 1). Der Verwaltungsakt soll mit Wirkung
vom Zeitpunkt der Ã�nderung der VerhÃ¤ltnisse aufgehoben werden, soweit eine
der Voraussetzungen des Satz 2 Nr. 1 bis 4 erfÃ¼llt sind. Der Verwaltungsakt, durch
den die Beklagte Krankengeld ab 11.04.2002 bewilligt hat, ist mangels einer
ausdrÃ¼cklichen schriftlichen Entscheidung in der spÃ¤testens im April 2002
erfolgten erstmaligen Auszahlung des Krankengeldes zu sehen (vgl. BSG, Urt. v.
16.09.1986 â�� 3 RK 37/85 = SozR 2200 Â§ 182 Nr. 103). In den VerhÃ¤ltnissen, die
bei Erlass der Krankengeldbewilligungsentscheidung vorgelegen haben, ist erstmals
am 30.08.2002 eine wesentliche Ã�nderung der VerhÃ¤ltnisse eingetreten. An
diesem Tag hat der KlÃ¤ger fÃ¼r die Fa. X1 als Busfahrer gearbeitet und ein
Arbeitsentgelt von 61,36 EUR erhalten.

Diese Ã�nderung ist aber â�� entgegen der Auffassung der Beklagten â�� nicht
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deshalb wesentlich, weil sie ab dem 30.08.2002 die den Krankengeldanspruch
begrÃ¼ndende ArbeitsunfÃ¤higkeit (vgl. Â§ 44 Abs. 1 Satz 1 FÃ¼nftes Buch
Sozialgesetzbuch â�� SGB V) beendet hat. In der gesetzlichen Krankenversicherung
versteht man unter ArbeitsunfÃ¤higkeit die auf Krankheit beruhende UnfÃ¤higkeit,
die zuletzt verrichtete oder eine Ã¤hnliche BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit
fortzusetzen (
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